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Informationsvorlage der Verwaltung

Gremium Sitzung am Beratung
Bezirksvertretung Mitte 31.08.2023 Offentlich
Stadtentwicklungsausschuss 05.09.2023 offentlich

Beratungsgegenstand (Bezeichnung des Tagesordnungspunktes)

Priufempfehlung der BV Mitte - Umwandlung von Wohnraum in Ferienwohnungen

Betroffene Produktgruppe
11 10 06 Wohnraumiberwachung

Auswirkungen auf Ziele, Kennzahlen
keine

Auswirkungen auf Ergebnisplan, Finanzplan
keine

Gdf. Friihere Behandlung des Beratungsgegenstandes (Gremium, Datum, TOP, Drucksachen-Nr.)

Bezirksvertretung Mitte, 24.11.2022, TOP 26.4, ohne Drucksachen-Nr.
Stadtentwicklungsausschuss, 24.01.2023, Drucksachen-Nr. 5261/2020-2025

Sachverhalt:

Die Verwaltung wurde vom Stadtentwicklungsausschusses am 24.01.2023 um eine Klarung der
rechtlichen Situation in Bezug auf Ferienwohnungen mit dem Ziel gebeten, die Umwandlung von
Wohnraum in Ferienwohnungen zu verhindern.

Hierzu nimmt die Verwaltung wie folgt Stellung:

Eine Umwandlung von Wohnraum in Ferienwohnungen Iasst sich in Bielefeld nur mit einer
Zweckentfremdungssatzung verhindern bzw. beeinflussen. Das Gesetz zur Starkung des Woh-
nungswesens in Nordrhein-Westfalen (Wohnraumstarkungsgesetz — WohnStG) sieht unter § 12
die Option einer Zweckentfremdungssatzung vor ,fir Gebiete, in denen die ausreichende Versor-
gung der Bevolkerung mit Mietwohnungen zu angemessenen Bedingungen besonders geféhrdet
ist und die in einer Landesverordnung gegenstandlich sind, oder fir Gebiete mit erhéhtem Woh-
nungsbedarf‘. Zweckentfremdungssatzungen haben eine Geltungsdauer von hdchstens funf Jah-
ren. Die Gemeinden haben in einer Zweckentfremdungssatzung darzulegen, welche Malkhahmen
sie ergreifen, um die Versorgung der Bevolkerung mit Wohnraum in dem in der Satzung bestimm-
ten Zeitraum zu ergreifen.

Eine Zweckentfremdung liegt insbesondere vor, wenn der Wohnraum

e Uberwiegend fur gewerbliche oder berufliche Zwecke verwendet oder tberlassen wird,

o flUr die Zwecke der Kurzzeitvermietung fur mehr als drei Monate, langstens 90 Tage im Ka-
lenderjahr, genutzt wird; fir Wohnraum, den Studierende angemietet haben, gilt hiervon
abweichend eine Frist von mehr als sechs Monaten, langstens jedoch 180 Tage im Kalen-
derjahr,
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e baulich derart verandert oder in einer Weise genutzt wird, dass er fir Wohnzwecke nicht
mehr geeignet ist,

e langer als sechs Monate leer steht,

e ganz oder teilweise abgebrochen wird.

Eine Satzung, die ausschlielich die Umwandlung von Wohnraum in Ferienwohnungen betrifft, ist
vom Gesetz her nicht vorgesehen. Sie umfasst stets den gesamten Bereich der Zweckentfrem-
dung von Wohnraum.

Erfahrungen in Bielefeld mit Zweckentfremdung:

In NRW war die Zweckentfremdung von Wohnraum von 1981 bis 2006 durch landesweit geltende
Verordnungen geregelt. Bielefeld gehdrte zu der Gebietskulisse, in der die Zweckentfremdungs-
verordnung anzuwenden war. Dazu gehdrte u.a. auch das Verbot der gewerblichen Zimmerver-
mietung.

Die Uberwachung des Zweckentfremdungsverbotes hat sich bis 2006 in Bielefeld als arbeitsinten-
siv und wenig effektiv dargestellt. Die meisten Antrdge wurden genehmigt, da i.d.R. Ersatzwohn-
raum geschaffen wurde. In Einzelfallen wurden Abstandszahlungen geleistet. Bul3geldverfahren
wurden nicht eingeleitet. In den Jahren nach Wegfall der Verordnung sind in Bielefeld keine Prob-
leme durch den Wegfall von Wohnraum aufgrund von Zweckentfremdungen ersichtlich geworden.

Die Zweckentfremdung von offentlich geférdertem Wohnraum ist durch das Gesetz zur Foérderung
und Nutzung von Wohnraum fir das Land Nordrhein-Westfalen (WFNG NRW) grundséatzlich un-
tersagt. Sie wird in wenigen Einzelfallen nur im Uberwiegenden o&ffentlichen Interesse und nur be-
fristet genehmigt (z. B. fur Kitanutzung).

Ist-Situation in Bielefeld:

In Bielefeld werden derzeit ca. 300 Wohnungen auf verschiedenen Portalen zur Nutzung als Feri-
enwohnungen angeboten bei einem Gesamtwohnungsbestand von rd. 175.000 Wohneinheiten.

Die Wohnungsleerstandsquote fur langerfristigen Leerstand von Wohnungen liegt in Bielefeld bei
lediglich 0,25 %, das entspricht ca. 400 Wohnungen, ein sehr unterdurchschnittlicher Wert fir
GroRstadte.

Zudem ist die Zahl der im Bauamt beantragten Nutzungsanderungen von Wohnungen seit Jahren
ricklaufig und lag 2022 bei nur noch 157.

Fazit:

Ein Zweckentfremdungsverbot von Wohnraum explizit fur Ferienwohnungen existiert nicht. Eine
breit angelegte Zweckentfremdungssatzung wirde zwar auch die Umnutzung von Wohnraum in
Ferienwohnungen verbieten, aber auch weitere restriktive Vorgaben fur die Nutzung von beste-
hendem Wohnraum beinhalten.

Oftmals erzeugt eine Zweckentfremdungssatzung eine Erwartungshaltung in der Offentlichkeit auf
grélkere Handlungsmdglichkeiten der Gemeinden als sie tatsachlich bietet. Es werden verwal-
tungsaufwendige Verfahren fir Birgerinnen und Birger und Behdrde notwendig, die erfahrungs-
gemal selten die angestrebten Ziele der Erhaltung von Wohnraum bewirken.

Der Erlass einer Zweckentfremdungssatzung fur Bielefeld wirde das Problem der zweckentfrem-
deten Wohnungen nur begrenzt beheben und einen erheblichen Verwaltungsaufwand (aufwendi-
ge Sachverhaltsermittlung und problematische Ahndung) auslésen, der nur mit zusatzlichem Per-




sonal zu bewerkstelligen ware.

Aus Sicht der Verwaltung erscheinen baurechtliche, gewerberechtliche und steuerrechtliche Malf3-
nahmen, fUr die bereits jetzt ausreichende Rechtsgrundlagen bestehen, als effektiver. Insbeson-
dere die im Bauamt neu eingerichtete Stelle einer Leerstandsmanagerin verspricht die Moglichkeit
einer gezielten Ansprache von Eigentimerinnen und Eigentimern, um dringend benétigten zu-
satzlichen Wohnraum zu generieren. Der aktuelle Rechtsrahmen bietet der Verwaltung einen aus-
reichenden Gestaltungsspielraum, um systematisch durch gezielte Beratungsangebote Einfluss
auf den Wohnungsmarkt zu nehmen. Angesichts der Kurzfristigkeit der Stellenneubesetzung ware
es wunschenswert, wenn der Verwaltung die Mdglichkeit gegeben wirde, Erfahrungen zu sam-
meln, die fur eine Verbesserung der Arbeitsprozesse genutzt werden konnten.

Eine Zweckentfremdungssatzung ist aus Sicht der Verwaltung daher kein verwaltungsékonomisch
effizientes Mittel, um ungenutzten bzw. anders genutzten Wohnraum (z. B. als Ferienwohnung) in
nennenswertem Umfang in Bielefeld wieder einer Dauervermietung zuzufuhren, ohne dass damit
erheblicher Personalmehraufwand verbunden ware.

Beigeordnete(r) Bielefeld, den

Moss




	Gremium
	Datum
	OStatus
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Anlage
	Sachverhalt
	SMC_BM_VOTEXT6

